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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az:  B 7 AL 18/01 R 

 

 

 
..................................................., 
 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte:    ............................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesanstalt für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 
 

 

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung  

am 21. März 2002 durch die Vizepräsidentin   Dr.  W o l f f , die Richter 

Dr.  S t e i n w e d e l   und   E i c h e r   sowie die ehrenamtlichen Richter 

G i m p e l   und   K o v a r 

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozial-

gerichts vom 24. März 2000 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und 

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Zahlung höherer Arbeitslosenhilfe (Alhi) ab 1. April 1996. 

 

Der 1949 geborene, keiner Kirche angehörende Kläger bezog von der Beklagten An-

schluss-Alhi. Auf einen Fortzahlungsantrag des Klägers bewilligte die Beklagte Alhi ab 

1. April 1996, bei deren Bemessung die Kirchensteuer als gewöhnlich anfallender, das 

Arbeitsentgelt vermindernder gesetzlicher Abzug berücksichtigt wurde (Bescheid vom 

12. April 1996; Widerspruchsbescheid vom 4. Juli 1996; Bescheide vom 2. Mai 1997 und 

27. April 1998).  

 

Die Klage auf höhere Alhi ohne Berücksichtigung der Kirchensteuer als gewöhnlich an-

fallendem Abzug blieb erst- und zweitinstanzlich erfolglos (Urteil des Sozialgerichts <SG> 

vom 13. Januar 1999; Urteil des Landessozialgerichts <LSG> vom 24. März 2000). Zur 

Begründung seiner Entscheidung hat das LSG ausgeführt, es sei mit dem Grundgesetz 

(GG) vereinbar, auch bei Arbeitslosen, die keiner Kirche angehörten, das pauschalierte 

Nettoarbeitsentgelt, das Ausgangswert für die prozentuale Bestimmung der Alhi sei, unter 

Berücksichtigung der Kirchensteuer als gewöhnlich anfallendem Abzug vom Arbeitsent-

gelt zu berechnen. Dies habe das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) bereits entschie-

den (BVerfGE 90, 226, 237), auch wenn es dem Gesetzgeber aufgegeben habe, die Ent-

wicklung zu beobachten, um wesentlichen Änderungen rechtzeitig Rechnung tragen zu 

können. Aus allen bisher bekannten Daten könne zwar auf eine Tendenz zum Rückgang 

der Zahl der kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmer geschlossen werden; dieser Umstand 

sei indes kein Beleg dafür, dass evidentermaßen eine deutliche Mehrheit von Arbeitneh-

mern nicht mehr Kirchen angehöre, die Kirchensteuer erhöben. Nach wie vor sei, wie 

auch das Bundessozialgericht (BSG) in seinem Urteil vom 27. Juni 1996 (11 RAr 1/96) 

entschieden habe, nicht offensichtlich, dass keine deutliche Mehrheit von Arbeitnehmern 

Kirchensteuer erhebenden Kirchen angehörten und deshalb die gesetzliche Regelung mit 

dem vom Gesetzgeber gewählten Ansatz zur Typisierung nicht mehr verfassungsgemäß 

sei.  

 

Mit der Revision rügt der Kläger einen Verstoß der Regelungen des Arbeitsförderungsge-

setzes (AFG) und des Sozialgesetzbuchs - Arbeitsförderung - (SGB III) gegen Art 3 Abs 1 

GG und Art 4 Abs 1 GG sowie gegen das in § 2 Abs 2 Sozialgesetzbuch - Allgemeiner 

Teil - (SGB I) enthaltene Günstigkeitsprinzip.  
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Der Kläger beantragt sinngemäß, 

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben sowie die Bescheide der Beklagten 

vom 12. April 1996 - diesen in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 4. Juli 

1996 -, 2. Mai 1997 und 27. Mai 1998 abzuändern und die Beklagte zu verurteilen, 

höhere Alhi ab 1. April 1996 zu zahlen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie verweist auf den Beschluss des BVerfG vom 23. März 1994 (BVerfGE 90, 226 ff), 

nach dem die pauschale Berücksichtigung eines Kirchensteuerabzugs bei der Berech-

nung der Lohnersatzleistungen nach dem AFG verfassungsmäßig sei, solange eine deut-

liche Mehrheit der Arbeitnehmer kirchensteuerpflichtig sei. Diese Ansicht sei in der Fol-

gezeit vom BSG in mehreren Urteilen geteilt worden. Das Bundesministerium für Arbeit 

und Sozialordnung (BMA) habe auch geprüft, ob die Kirchensteuer weiterhin zu den bei 

Arbeitnehmern gewöhnlich anfallenden Abzügen gehöre. Diese Ermittlungen hätten erge-

ben, dass im Jahre 1995 noch ca 60 % der lohnsteuerpflichtigen Arbeitnehmer (als Mit-

glied einer Kirche) kirchensteuerpflichtig gewesen seien. Auch für die Jahre 1996 bis 

1998 sei noch eine deutliche Mehrheit von knapp unter 60 % anzunehmen.  

 

Der Senat hat beim BMA eine Auskunft darüber eingeholt, welche Ermittlungen in wel-

chen zeitlichen Abständen und mit welchen Ergebnissen seit der Entscheidung des 

BVerfG durchgeführt worden sind.  

 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung durch 

Urteil einverstanden erklärt (§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 

 

 

II 

 

Die Revision ist iS der Aufhebung der zweitinstanzlichen Entscheidung und Zurückver-

weisung der Sache an das LSG begründet (§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Zwar kann der Ar-

gumentation des Klägers nicht gefolgt werden, die gesetzliche Regelung über die Be-

rücksichtigung der Kirchensteuer als gewöhnlich anfallendem Abzug vom Arbeitsentgelt 

sei verfassungswidrig; jedoch fehlt es in der Entscheidung des LSG an jeglichen Fest-

stellungen zur Höhe der zur zahlenden Alhi. Insoweit genügt nicht der Hinweis, die ange-

fochtenen Bescheide seien rechtsfehlerfrei. Bei seiner erneuten Entscheidung wird das 

LSG im Übrigen genau zu ermitteln haben, welche Bescheide im streitigen Zeitraum er-

gangen sind. Nach Aktenlage sind dies nämlich nicht nur die Bescheide vom 2. Mai 1997 

und 27. April 1998.  
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Die gesetzlichen Regelungen des SGB III und des AFG (siehe im Folgenden) verlangen 

ausdrücklich, dass bei der Bemessung der Alhi die Kirchensteuer als gewöhnlich anfal-

lender Abzug vom Arbeitsentgelt berücksichtigt wird; für die vom Kläger begehrte Ausle-

gung nach dem Günstigkeitsprinzip (§ 2 Abs 2 SGB I) ist deshalb kein Raum. Die Verfas-

sungswidrigkeit der Bemessung der Alhi lässt sich entgegen der Ansicht des Klägers 

ebenfalls nicht feststellen. Dass nach § 111 Abs 2 Satz 2 Nr 2 AFG (anwendbar über 

§ 136 Abs 3 Satz 2 AFG) bei der Ermittlung des (pauschalierten) Nettolohns, der Aus-

gangspunkt für die prozentuale Berechnung der Alhi ist, als ein das Arbeitsentgelt ver-

mindernder gesetzlicher Abzug, der bei Arbeitnehmern üblicherweise anfällt (§ 111 Abs 1 

AFG), der niedrigste in den Ländern geltende Kirchensteuer-Hebesatz zu berücksichtigen 

ist, verstößt nicht gegen Art 3 Abs 1 oder Art 4 Abs 1 GG. Dies hat bereits der 11. Senat 

(für die Jahre bis 1999) in seiner Entscheidung vom 8. November 2001 (B 11 AL 

43/01 R -, unveröffentlicht) dargelegt; der erkennende Senat schließt sich dieser Ent-

scheidung in Fortführung der bisherigen Rechtsprechung (BSGE 73, 195 ff = SozR 

3-4100 § 249e Nr 3; BSG SozR 3-4100 § 249e Nr 5 und 10; BSG, Urteil vom 26. Juli 1994 

- 11 RAr 103/93 -, DBlR Nr 4167a zu § 249c AFG; Urteil vom 26. Oktober 1994 - 11 RAr 

87/93 -, DBlR Nr 4187a zu § 249e AFG = AuB 1995, 379 ff; Urteil vom 27. Juni 1996 

- 11 RAr 1/96 -, DBlR Nr 4326 zu § 111 AFG - betreffend die Jahre 1991 bis 1996) 

ausdrücklich an. 

 

Diese Rechtsprechung basiert auf der Entscheidung des BVerfG vom 23. März 1994 

(BVerfGE 90, 226 ff = SozR 3-4100 § 111 Nr 6). Zwar hat das BVerfG darin dem Gesetz-

geber aufgetragen, die weitere Entwicklung zu beobachten, um die verfassungsrechtli-

chen Grenzen der gesetzlichen Typisierung zu wahren (BVerfGE 90, 226, 236 ff = SozR 

3-4100 § 111 Nr 6). Wie der 11. Senat kann sich der erkennende Senat jedoch auf Grund 

des verfügbaren Zahlenmaterials nicht die Überzeugung bilden, dass es sich bei der Kir-

chensteuer inzwischen nicht mehr um einen "gewöhnlich anfallenden" Abzug vom Ar-

beitsentgelt handelt. Das BMA hat auf Anfrage unter dem 6. November 2001 mitgeteilt, 

der genaue Anteil der Arbeitnehmer, die Kirchensteuer zahlten, lasse sich nur über die 

Lohn- und Einkommensteuerstatistik ermitteln. Diese Sonderauswertung werde in einem 

dreijährigem Turnus erstellt. Im Sommer 1999 sei die Statistik für das Jahr 1995 erstellt 

worden; mit dem Ergebnis für 1998 werde erst im Sommer 2002 gerechnet. Der Anteil 

Kirchensteuer zahlender Arbeitnehmer sei für die Zeit nach 1995 bis zur Sonderauswer-

tung in Anlehnung an den Anteil der Kirchenmitglieder an der Gesamtbevölkerung (letzter 

Stand 31. Dezember 1999) ermittelt worden; dieser Unterschied werde als annähernd 

konstant betrachtet. Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik hat nach der letzten Son-

derauswertung der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1995 30,9 Millionen lohnsteuer-

pflichtige Arbeitnehmer ausgewiesen, von denen 18,4 Millionen Kirchenlohnsteuer ent-

richteten. Nach Mitteilungen der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Verbands 

der Diözesen Deutschlands bzw der Deutschen Bischofskonferenz waren 1995 68 vH und 

1999 65,6 vH der Bevölkerung Deutschlands Mitglieder einer zur Erhebung von Kir-
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chensteuer ermächtigten Kirche. Der Anteil der Kirchenlohnsteuerzahler lag 1995 8 vH 

unter dem Anteil der Kirchenmitglieder der Bevölkerung insgesamt. 1999 dürfte damit der 

entsprechende Anteil der Arbeitnehmer, die Kirchensteuer zu zahlen hatten, noch etwa 

57 vH (= 65,6 vH - 8 vH) betragen haben, der Anteil der Arbeitnehmer, die nicht kirchen-

steuerpflichtig waren, dagegen etwa 43 vH. Für die Zeit bis zum Außerkrafttreten des 

AFG (31. Dezember 1997) kann der Senat sich deshalb nicht die Überzeugung bilden, 

dass die überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmer keiner zur Erhebung von Kirchen-

steuer ermächtigten Kirche mehr angehört.  

 

Auch für den Bezugszeitraum ab 1. Januar 1998 ergibt sich keine für den Kläger günsti-

gere Rechtslage. Nach § 195 des mit dem Arbeitsförderungs-Reformgesetz vom 24. März 

1997 (BGBl I 594) erlassenen SGB III bestimmt sich die Höhe der Alhi weiterhin 

prozentual nach dem pauschalierten Nettoentgelt (Leistungsentgelt), das sich seinerseits 

aus dem Bruttoentgelt ergibt, das der Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt hat 

(Bemessungsentgelt). Dabei ist weiterhin gemäß § 136 Abs 1 SGB III - anwendbar über 

§ 198 Satz 2 Nr 4 SGB III - bestimmt, dass das Leistungsentgelt das um die gesetzlichen 

Entgeltabzüge, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, verminderte Bemessungsent-

gelt ist; zu diesen Abzügen zählt die Kirchensteuer, wie sich aus der Regelung zu deren 

Höhe (§ 136 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III) ergibt. Auch diese Vorschrift ist noch verfas-

sungsgemäß. Wie der 11. Senat ist der erkennende Senat auf Grund der erörterten Zah-

len auch für die Zeit nach 1998 nicht davon überzeugt, dass die überwiegende Mehrheit 

der Arbeitnehmer keiner zur Erhebung von Kirchensteuer ermächtigten Kirche mehr an-

gehört. Angesichts der noch nicht vorliegenden genauen Zahlen für die Jahre bis 1998 

bzw der ebenfalls nicht vorliegenden Näherungswerte für die Zeit nach 1999 könnte sich 

jedoch für den Gesetzgeber künftig die Notwendigkeit zum Handeln ergeben, weil sich 

das Verhältnis der Kirchenlohnsteuer entrichtenden Arbeitnehmer zu denjenigen, die 

keine Kirchenlohnsteuer entrichten, auf einen Grenzwert zubewegt, der das vom BVerfG 

geforderte Gebot der Normenklarheit künftig beeinträchtigen könnte. 

 

Unter diesen Umständen hat der Senat keine Veranlassung, das Verfahren auszusetzen 

und dem BVerfG die Sache zur verfassungsrechtlichen Überprüfung des § 111 Abs 2 

Satz 2 Nr 2 AFG oder des § 136 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III vorzulegen. Im Übrigen hat 

das LSG ohnedies nach der Zurückverweisung die Höhe der dem Kläger zustehenden 

Leistung in vollem Umfang zu überprüfen. Das LSG wird auch über die Kosten des Revi-

sionsverfahrens zu entscheiden haben. 
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